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Meldungen:

Französische Justiz lässt 
Prozess gegen Mörder von drei
kurdischen Aktivistinnen 
fallen
Die französische Justiz lässt den
Prozess gegen Ömer Güney, dem
mutmaßlichen Mörder der drei
kurdischen Politikerinnen Sakine
Cansız, Fidan Doğan und Leyla
Şaylemez fallen. Eine solche Ent-
scheidung der französischen
Justiz war nach dem plötzlichen
Tod des dringend Tatverdächti-
gen Güney am 18. Dezember
vergangenen Jahres erwartet wor-
den. Güney war kurz nach dem
Mord am 9. Januar 2013 durch
die französischen Sicherheitskräf-
te festgenommen wurde. Die
Beweislast ließ keinen Zweifel
daran, dass Ömer Güney die aus-
führende Kraft hinter dem Mord
war.
Was den Mordfall und nun den
plötzlichen Tod von Ömer
Güney allerdings brisant macht,
ist der Verdacht, dass vermutlich
der türkische Geheimdienst MIT
Auftraggeber der Morde an den
drei Frauen ist. Denn in der Fol-
gezeit der Tat tauchten im Inter-
net Mitschnitte von Gesprächen
auf, auf denen Güney und zwei
Mitgliedern des MIT über die
Mordpläne beraten. Auch Fotos
von Dokumenten, die über die
Sozialen Medien gestreut wur-
den, sollen belegen, dass der tür-
kische Geheimdienst den Mord
in Auftrag gegeben haben soll.
Die Angehörigen der Mordopfer
befürchten nun, dass mit dem
Tod des dringend Tatverdächti-
gen die französische Justiz die
Suche nach den Hintermännern
des Mordes einstellen wird. Auch
erheben die Angehörigen Vor-
würfe gegen die französische
Justiz, die den Prozessauftakt
gegen Güney immer wieder ver-
schoben hatte. Eigentlich sollte
der Prozess nun am 23. Januar in
Paris begonnen haben.
Sowohl die Familienangehörigen
der ermordeten drei kurdischen
Aktivistinnen als auch Vertreter
kurdischer Organisationen in
Europa haben erklärt, dass sie die
Einstellung des Verfahrens nicht
akzeptieren werden und alles in
ihrer Möglichkeiten unterneh-
men wollen, um die verantwort-
lichen Hintermänner dieses Ver-
brechens vor Gericht zu bringen.

(jW, 26.1., ISKU)

KobürgermeisterInnen 
von Qilaban festgenommen
Zeynep Uren, Yûnûs Urek Die
Angriffe der AKP-Regierung
gegen die von der Bevölkerung
gewählten GemeindevertreterIn-
nen in Bakûr/Nordkurdistan hal-
ten ununterbrochen an. Heute

Ayhan Bilgen, Sprecher der
Demokratischen Partei der Völker
(HDP), hat auf einer Pressekonfe-
renz in der Zentrale der HDP die
Haltung seiner Partei zum anste-
henden Verfassungsreferendum
bekanntgegeben. „Wir werden
eine klare ‚Nein-Kampagne‘ füh-
ren und uns so gegen das Präsidi-
alsystem stellen“, so Bilgen. Über
die Spekulationen, dass die HDP
womöglich zum Boykott des
Referendums aufrufen würde,
erklärte der HDP-Sprecher, dass
diese Option zu keinem Zeit-
punkt zur Debatte stand.
Weitere Einzelheiten zur ‚Nein-
Kampagne‘ verlautbarte Bilgen
wie folgt: „Wir werden in naher
Zukunft zwei Deklarationen ver-
öffentlichen, in welchen wir ein-
mal in Amed (Diyarbakir) und
einmal in Istanbul zum demokra-
tischen Kampf aufrufen werden.“
Desweiteren werde die HDP ab
Anfang Februar rund zehn Tage
lang in verschiedenen Orten
Volksversammlungen einberufen
und auf diesen gemeinsam mit
der Bevölkerung über das weitere
Vorgehen während der ‚Nein-
Kampagne‘ diskutieren und bera-
ten.

Auf der Pressekonferenz erklärte
Bilgen außerdem, dass seine Par-
tei durchaus mit Schwierigkeiten
während ihrer Kampagne rechne.
Auch Unregelmäßigkeiten am
Referendumstag seien nicht aus-
geschlossen. Bilgen sagte weiter:
„Wir können nicht abschätzen,
wie frei die Umstände sein wer-
den, unter denen die Menschen
‚nein‘ sagen können. Bereits jetzt
gibt es einen öffentlichen Druck
gegen Kreise, die voraussichtlich
gegen die Einführung des Präsidi-
alsystems votieren werden.”

DTK: Unsere Völker brauchen
eine demokratische Verfassung
Der Demokratische Gesell-
schaftskongress (DTK) mit Sitz
in Amed hat ebenfalls zu einer
breiten ‚Nein-Kampagne‘ beim
Referendum über das geplante
Präsidialsystem aufgerufen. In sei-
ner Erklärung verweist der DTK
darauf, dass das Erdogan-Regime
bereits jetzt mit dem Ausnahme-
zustand de-facto eine faschistische
Diktatur errichtet habe, welcher
mit dem Referendum noch eine
Verfassung übergestülpt werden
solle. Anstelle einer Verfassung im
Sinne der Präsidialdiktatur benö-

tige die Türkei eine pluralistische
und demokratische neue Verfas-
sung. „Mit einer solchen Verfas-
sung würden sich alle gesellschaft-
lichen Probleme des Landes,
angefangen mit der Kurdischen
Frage, ohne Schwierigkeiten lösen
lassen“, so der DTK. Die türki-
sche Regierung setze aber auf die
Unterdrückung und Auslöschung
der demokratisch-gesellschaft-
lichen Dynamiken und versuche
in einem Umfeld, in welchem kri-
tische Medien zum Schweigen
gebracht worden sind und die
Bevölkerung keinen freien
Zugang zu Informationen haben,
ihr Verfassungspaket den Men-
schen zu verkaufen.
Dieses Spiel dürfe man der AKP
aber nicht durchgehen lassen,
erklärt der DTK und erklärt, dass
jetzt die richtige Zeit sei, um sich
der Diktatur entgegenzustellen.
„Wenn wir das nicht tun, dann
wird nicht nur unsere Zukunft,
sondern womöglich auch die
Zukunft unserer Kinder und Kin-
deskinder verdunkelt werden. Aus
diesem Grund rufen wir dazu auf,
zu dieser nicht-demokratischen
Verfassung ‚Nein‘ zu sagen“, so
der DTK. (CA, 23.1., ISKU)

Die Nein-Kampagne zum Verfassungsreferendum beginnt

„Jetzt ist die richtige Zeit, um sich
der Diktatur entgegenzustellen“

Die Zweigstelle des Menschen-
rechtsverein der Türkei IHD von
Amed (Diyarbakir) hat ihren
Menschenrechtsbericht für
Bakur/Nordkurdistan (kurdische
Gebiete in der Türkei) für das
Jahr 2016 auf einer Pressekonfe-
renz vorgestellt.
In dem Abschnitt über Tote und
Verletzte heißt es in dem Bericht,
dass im Jahre 2016 insgesamt
304 Personen von der Polizei und
Gendarmerie außergerichtlich
hingerichtet wurden, weitere 131
Personen wurden durch sie ver-
letzt. Weiter wird ausgeführt,
dass 6 Personen im Gefängnis
gestorben und 6 Gefangene
durch sogenannte „unbekannte
Täter“ getötet wurden. 11 Gefan-
gene haben durch unterlassene
Hilfeleistung ihr Leben verloren.
Hunderte Soldaten, Polizei, Gue-
rillakräfte und Zivilisten haben in
Folge von bewaffneten Ausein-
andersetzungen ihr Leben verlo-
ren, 1159 Personen wurden ver-
letzt.

Im Grenzverlauf wurden bei 36
Explosionen von Minen u.ä. 13
Personen, darunter 9 Kinder,
getötet.
Der Tod von 16 Männern, 8
Frauen und 2 Kinder sei als „zwei-
felhaft“ zu beurteilen. 11 Frauen
haben in Folge von Suizid ihr
Leben verloren. In Folge von
„häuslicher Gewalt“ haben 30
Frauen und 8 Kinder ihr Leben
verloren. Auch seien 11 Frauen in
Folge von Gewalt in der Gesell-
schaft getötet und 6 sexueller
Angriff ausgesetzt worden.
Im Bericht des IHD wurde auch
auf beschlagnahmte Leichname
von Guerillakämpfern verwiesen.
Die Bilanz erfasst die Menschen-
rechtsverletzungen, die dem
Menschenrechtsverein gemeldet
wurden.

Folter
Folter und schlechte Behandlung
während der Festnahme: 216
Folter und schlechte Behandlung
durch Dorfschützer: 7

Folter und schlechte Behandlung
außerhalb von Festnahmeorten: 

138
Folter in den Gefängnissen: 191
Entführungen und Drohung zur
Aufnahme von Spitzeltätigkeiten:

11
Drohungen: 29
Verletzte bei Demonstrationen
durch Sicherheitskräfte: 54
Gewalt an der Schule: 1
Insgesamt: 647

Angriffe auf die Freiheit und
Sicherheit des Menschen
Festnahmen
Erwachsene: 6710
Minderjährige: 150
Gesamt: 6860
Inhaftierung/Verhaftung
Erwachsene: 1684
Minderjährige: 40
Gesamt: 1724
Hausdurchsuchungen: 3556

Angriffe auf Meinungsfreiheit
Verbotene Aktivitäten/Veranstal-
tungen: 3

Bilanz der Menschenrechtsverletzungen
2016 in Bakur/Nordkurdistan
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wurden die Kobürgermeisterin
Zeynep Uren und der Kobürger-
meister Yûnûs Urek von Qilab-
an, Provinz Şirnex (Şırnak) ver-
haftet.
Bei den Überfällen der türki-
schen „Sicherheitskräfte“ auf die
Wohnhäuser der beiden, wurden
sie während der Durchsuchung
in Räume eingesperrt. Später
wurden sie auf die Polizeidirek-
tion von Qilaban gebracht, wel-
ches weiträumig von Polizeikräf-
ten abgesperrt wurde.

(ANF, 26.1., ISKU)

Ahmet Türk ins 
Krankenhaus eingeliefert
Der inhaftierte Kobürgermeister
Ahmet Türk von Mêrdîn (Mar-
din), der zu den kurdischen Poli-
tikern gehört, die von der AKP-
Regierung gefangen gehalten
werden, wurde ins Krankenhaus
eingeliefert.
Ein kürzlich veröffentlichter
medizinischer Bericht über sei-
nen Gesundheitszustand, der
von einem Institut für forensi-
sche Medizin erstellt wurde,
erklärte, dass er aufgrund
gesundheitlicher Probleme frei-
gelassen werden müsse.
Der 74-jährige Ahmet Türk
wurde am 24.11.2016 verhaftet
und wird im Gefängnis von
Elazığ gefangen gehalten

(ANF, 25.1., ISKU)

Rüstungsgüter für die Türkei
Die Zeitung The Guardian
berichtet, dass Großbritannien
allein im Zeitraum seit dem
Putschversuch vom 15. Juli 2016
bis heute der Türkei Güter im
„Sicherheitsbereich“ im Werte
von 58 Millionen Euro (50
Millionen Sterling) geliefert
habe, darunter ein Kampfflug-
zeug, Hubschrauber und Droh-
nen. Raketen und Bomben wur-
den im Werte von 4,5 Millionen
geliefert.
Großbritannien soll der Türkei
seit 2015 Waffen und militäri-
sches Material im Werte von ins-
gesamt 380 Millionen Euro
geliefert haben.

(ANF, 22.1., ISKU)

Quellen:

ANF Firat
Nachrichtenagentur

CA Civaka Azad
jW junge Welt

Im Gedenken an den vor zehn
Jahren ermordeten türkisch-
armenischen Journalisten Hrant
Dink versammelten sich am 19.
Januar Tausende Menschen zu
einer Kundgebung in Istanbul.
»Wir sind alle Hrant, wir sind alle
Armenier«, skandierten sie vor
dem Redaktionsgebäude der Zei-
tung Agos in Istanbul. Neben frü-
heren Kollegen nahmen auch
Dinks Witwe Rakel und die von
der türkischen Justiz verfolgte
Schriftstellerin Asli Erdogan an
der Gedenk- und Protestveran-
staltung teil.
Dink war am 19. Januar 2007
von einem jungen türkischen
Nationalisten vor der Redaktion
seiner Zeitung Agos erschossen
worden. Der zur Tatzeit minder-
jährige Täter wurde zu knapp 23
Jahren, ein Hintermann zu
lebenslänglicher Haft verurteilt.
Rakel Dink machte in ihrer Rede
den Staat für den Tod ihres Man-
nes verantwortlich. Der Journalist
hatte sich für eine Versöhnung
zwischen Türken und Armeniern
eingesetzt. Die von ihm mitge-
gründete Zeitung war die erste im
Land, die auf armenisch und tür-
kisch erschien. Dink, von 1996
bis zu seinem Tod Chefredakteur
von Agos, zog den Zorn türki-
scher Nationalisten auf sich, als er
die Massaker an den Armeniern
während des Ersten Weltkriegs als
Völkermord bezeichnete. Die tür-
kische Regierung lehnt diese Ein-
stufung bis heute kategorisch ab.
Der Fall Hrant Dink beschäftigt
derzeit wieder die Gerichte. Unter

anderem wird gegen Polizeibeam-
te ermittelt, die von den Mord-
plänen gewusst haben sollen.
Staatsanwälte beschuldigen
Anhänger des islamischen Predi-
gers Fethullah Gülen, den die
Regierung auch für den Putsch-
versuch vom 15. Juli 2016 verant-
wortlich macht, Auftraggeber des
Mordes gewesen zu sein.
Auf dem am zehnten Todestag
von Dink an den Start gegange-
nen deutsch-türkischen Internet-
portal gazete.taz.de wies Canan
Coskun darauf hin, dass die
Ermittlungen gegen Geheim-
dienstbeamte erst nach dem
Bruch zwischen der Regierungs-
partei AKP und der Gülen-Bewe-
gung Ende 2013 aufgenommen
wurden. Die Polizisten sind erst
seit dem Putschversuch im letzten
Sommer im Visier der Strafverfol-
gungsbehörden. Nach Einschät-
zung von Coskun wussten neben
Gülenisten auch andere Staatsbe-
amte von den Mordplänen und
taten nichts, sie zu verhindern.
Dink hatte in seinem zehn Tage
vor seinem Tod erschienenen letz-
ten Artikel von Hass-E-Mails und
Morddrohungen gegen ihn
berichtet und davon, dass er einen
Drohbrief der Staatsanwaltschaft
in Sisli übergeben habe. Bislang
habe sich dort aber niemand ver-
anlasst gesehen, etwas zu unter-
nehmen, schrieb er.
Canan Coskun ist selbst von
Verfolgung durch türkische
Behörden betroffen, gegen sie
laufen mehrere Gerichtsverfah-
ren. Die 30jährige arbeitete für

die Zeitung Cumhuriyet, deren
Macher beschuldigt werden,
sowohl die Gülen-Bewegung als
auch die verbotene kurdische
Arbeiterpartei PKK zu unter-
stützen. Insgesamt sind laut
gazete.taz.de derzeit fast 150
Journalisten in der Türkei inhaf-
tiert.
Unterdessen hat die Staatsan-
waltschaft im Zusammenhang
mit dem Putschversuch einem
Medienbericht zufolge Haftbe-
fehle gegen mehr als 400 Perso-
nen erlassen, die sich durch Nut-
zung eines verschlüsselten Han-
dydienstes verdächtig gemacht
haben sollen. Die jetzt im gan-
zen Land per Fahndung Gesuch-
ten sollen die Messenger-App
»Bylock« benutzt haben, berich-
tete der Sender Habertürk am
Samstag.
Die Regierung in Ankara geht
davon aus, dass Anhänger der
Gülen-Bewegung über die App
ein Netzwerk gebildet haben.
Präsident Recep Tayyip Erdogan
sieht in seinem im US-Exil
lebenden Erzrivalen Gülen den
Drahtzieher des Putschversuchs
im Juli. Unter den jetzt Gesuch-
ten sind laut Habertürk viele
Soldaten und Sicherheitskräfte.
Bisher seien bei Razzien vor
allem in Ankara und Istanbul
zwölf Personen festgenommen
worden. Rund 40.000 Men-
schen in der Türkei warten der-
zeit in Haft auf ihren Prozess.
Sie werden beschuldigt, den
Putschversuch unterstützt zu
haben. (jW, 26.1., ISKU)

Bilanz der Menschenrechtsverletzungen
Verbotene und beschlagnahmte
Zeitungen und Zeitschriften: 94
Razzien bei Zeitungen und 
Presseorganen: 11
Blockierte Internetseiten: 34
Geschlossene TV und 
Radiokanäle: 39

Eingeleitete Untersuchungen
wegen Meinungsfreiheit
Gesamtuntersuchung: 33
Betroffene Personen: 575
Eingeleitete Verfahren wegen
Meinungsfreiheit
Eröffnete Verfahren: 17
Betroffene Personen: 72
Erlassene Strafen wegen 
Meinungsfreiheit
Anzahl der betroffenen Personen 

114

Angriffe auf die 
Organisierungsfreiheit
Angriffe gegen Parteien, Gewerk-
schaften, Vereine und Kulturein-
richtungen
Parteien: 47
Vereine: 9
Rathäuser und ihre 
Einrichtungen: 20
Bildungs- und 
Kultureinrichtungen: 4
Andere: 17
Organisationen, die geschlossen
wurden oder mit Schließung kon-
frontiert sind

Vereine: 171
Bildungs- und Kultureinrichtun-
gen: 11
Andere: 1

Angriffe auf Demonstrations-
und Versammlungsrecht
Angriffe auf Versammlungen
durch Sicherheitskräfte: 78
Verbotene Versammlungen: 38

Menschenrechtsverletzungen 
in den Gefängnissen
Überführung in andere 
Gefängnisse: 828
Verletzung des Rechts auf medizi-
nische Behandlung: 54
Verbot von Familienbesuchen: 13
Isolation: 38
Disziplinarstrafen: 85
Verletzung des Informationsrecht: 

46
Untersuchungen: 6
Andere Verstöße: 33

Verletzungen der ökonomi-
schen und sozialen Rechte
Arbeitsunfälle
Todesfälle bei Arbeitsunfällen: 22
Verletzungen bei 
Arbeitsunfällen: 7
Entlassungen: 1.343
Verwaltungsuntersuchungen: 

13.055
Suspendierte 
Verwaltungsangestellte: 10.259

Entlassene 
Verwaltungsangestellte: 956
Strafen: 145
Verbannungen: 15
Zahlungsverzug: 2

Verletzungen des Rechts auf 
Bildung
Untersuchungen gegen 
UniversitätsdozentInnen: 27
Strafen gegen 
UniversitätsdozentInnen: 125
Ausgeschlossene Hoc
hschulabsolventInnen: 4
Verwarnungen gegen 
HochschulabsolventInnen: 3

Sonstige Rechteverletzungen
Treuhänder/Zwangsverwalter
Ernennung von Treuhänder 
in den Gemeinden: 52
Ernennung von Treuhändern 
zu Gemeindeversammlungen: 7
Austausch der städtischen 
Mitglieder: 13
Verletzung des Rechts 
auf Gesundheit: 345
Verletzung des 
Eigentumsrechts: 132
Verletzung des 
Aufenthaltsrechts: 6
Sonstige Anwendungen: 72

Gesamtzahl der Verletzungen: 
46.292

(ANF, 21.1., ISKU)


